
 
 
 

Vorschläge der EU-Kommission zur Änderung des Komitologie-Verfahrens 
 
Die Europäische Kommission hat am Dienstag, den 14. Februar 2017 vorgeschlagen, das sogenann-
te Komitologie-Verfahren* zu reformieren. Ziel ist, die Entscheidungen transparenter zu machen 
und die EU-Staaten sowohl  stärker in die Pflicht zur Entscheidungsfindung als auch zur Übernahme 
von mehr politischer Verantwortung zu nehmen.  
 
Hintergrund: Derzeit ist die EU-Kommission im Rahmen des Komitologie-Verfahrens immer dann zu 
einer Entscheidung gezwungen, wenn die EU-Staaten auch im Berufungsausschuss „keine Stellung-
nahme“ abgeben. Das heißt, dass sie auch nach mehreren zeitintensiven Verhandlungs-und Ab-
stimmungsrunden weder die benötigte qualifizierte Mehrheit für noch gegen beispielsweise die 
Zulassung eines Wirkstoffs finden. So musste die Kommission in den Jahren 2015 und 2016 insge-
samt siebzehn Rechtsakte erlassen, die sich auf die Zulassung von sensiblen Produkten und Stoffen 
wie Pflanzenschutzmitteln oder gentechntisch veränderten Organismen (GVO) bezogen, weil bzw. 
obwohl die Mitgliedstaaten sich nicht auf einen Standpunkt einigen konnten. 
 
Mit mehr Transparenz und neue Regeln sollen sich die Mitgliedsstaaten nun klar für oder gegen 
eine Zulassung aussprechen und die Entscheidung nicht mehr der EU-Kommission zuschieben kön-
nen. Die Öffentlichkeit soll erfahren, ob ein Staat für oder gegen eine Zulassung gestimmt oder sich 
enthalten hat. Bisher ist das geheim. Künftig will die EU-Kommission das Abstimmungsverhalten ab 
dem zweiten Votum öffentlich machen. Enthaltungen sollen bei der Bestimmung der für eine Zulas-
sung erforderlichen Mehrheit nicht mehr gezählt werden. Außerdem sollen im Zweifelsfall die zu-
ständigen Minister abstimmen müssen, damit klar erkennbar ist, wer politisch verantwortlich ist. 
Bisher stimmen Beamte aus den Ministerien in Ausschüssen über die Zulassung ab. 
 
Vier gezielte Änderungen sollen also für mehr Transparenz hinsichtlich der Standpunkte der Mit-
gliedstaaten und verstärkte politische Vorgaben sorgen sowie die Rechenschaftspflicht im Be-
schlussfassungsprozess erhöhen: 
 

 Änderung der Abstimmungsregeln in der letzten Phase des Ausschussverfahrens (dem Beru-
fungsausschuss): Künftig sollen nur noch Stimmen für oder gegen den betreffenden Rechts-
akt berücksichtigt werden. Dies dürfte zu einem Rückgang der Enthaltungen und damit der 
Zahl der Fälle führen, in denen der Ausschuss nicht in der Lage ist, eine Stellungnahme ab-
zugeben, und die Kommission folglich ohne klares Mandat vonseiten der Mitgliedstaaten 
handeln muss. 

 Einbindung der nationalen Minister, indem die Kommission befugt wird, den Berufungsaus-
schuss ein zweites Mal, und zwar auf Ministerebene, zu befassen, wenn die nationalen Ex-
perten keine Stellungnahme abgegeben haben. So wird sichergestellt, dass sensible Fragen 
auf der angemessenen politischen Ebene erörtert werden. 

 Erhöhung der Transparenz über die Abstimmung im Berufungsausschuss, indem das Ab-
stimmungsverhalten der Vertreter der Mitgliedstaaten veröffentlicht wird. 



Wissenschaftlerkreis Grüne Gentechnik e.V. PF 12 01 27 60114 Frankfurt/ Main; http://www.wgg-ev.de 

 
2 

 Gewährleistung politischer Beiträge, indem die Kommission befugt wird, den Ministerrat um 
Stellungnahme zu einer Angelegenheit zu ersuchen, wenn der Berufungsausschuss keine 
Stellungnahme abgibt. 
 

Den vorgeschlagenen Änderungen müssen nun noch die EU-Staaten und das EU-Parlament zustim-
men. Die Vorschläge wurden laut Kommission an beide Institutionen übermittelt. 
 
*Im Komitologie-Verfahren werden auf EU-Ebene Beschlüsse zur Umsetzung einzelner Verordnun-
gen durch Expertengremien gefasst. Die Expertengremien setzen sich aus Sachverständigen der 
Mitgliedstaaten der EU zusammen. Beispiele für solche Umsetzungsgesetze reichen von der Zulas-
sung einzelner Wirkstoffe oder Produkte im Pflanzenschutz, Festlegung von Rückstandshöchstgehal-
ten von Wirkstoffen bis zur Zulassung genveränderter Organismen (GVO). Die EU-Kommission legt 
hierzu den Experten einen Entwurf für ein Umsetzungsgesetz vor, die Experten entscheiden mit qua-
lifizierter Mehrheit. 
 
Links: 
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=COM%3A2017%3A85%3AFIN  
http://eur-lex.europa.eu/summary/glossary/comitology.html?locale=de  
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-17-264_de.htm 
http://www.eu-info.de/europa/eu-komitologie/ 
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-17-273_en.htm  
http://www.deutschlandfunk.de/jean-claude-juncker-die-briten-werden-die-eu-

staaten.868.de.html?dram:article_id=378719 ) 
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